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Ab 1. April auch in DB Regio-Zügen gültig • Anschlussfahrschein für das nähere Berliner Umland möglich

Empfänger von Arbeitslosengeld II und Sozialhilfe sowie weitere Berechtigte werden ab 1. April dieses Jahres mobiler. Dann gilt das Berlin-Ticket S nicht nur bei S-Bahn und BVG, sondern bei allen Verkehrsunternehmen im Tarifbereich Berlin AB. So können im gesamten Berliner Stadtgebiet zum Beispiel auch Regionalzüge der Deutschen Bahn AG, der ViP Ver​kehrsbetrieb Potsdam GmbH oder der Oberhavel Verkehrsgesellschaft mbH (OVG) benutzt werden.

Wer weiter ins nähere Berliner Umland möchte, kann ab 1. April für 1,30 Euro einen An​schlussfahrausweis für den Teilbereich C des Tarifbereiches Berlin erwerben.

Der Preis des Berlin-Ticket S wird nicht erhöht und bleibt zunächst bis zum 31. Dezember 2007 bei 33,50 Euro.

Das Berlin-Ticket S ist eine persönliche Zeitkarte und gilt für eine beliebige Anzahl von Fahrten innerhalb des Tarifbereichs Berlin AB. Wertabschnitte für den Kalendermonat kön​nen von Inhabern des Berlin-Tickets S in allen personalbedienten Verkaufsstellen der S-Bahn Berlin GmbH und der BVG erworben werden.

ND 16.03.07 Fraktionsvorsitzende Carola Bluhm sieht einen »harten Kampf« vor sich, das Sozialticket zu erhalten und zusätzlich einen verbilligten Einzelfahrschein einzuführen. Mül​ler (SPD) fordert von der BVG eigene Konsolidierungsanstrengungen, für eine Entschuldung der mit 800 Millionen Euro verschuldeten BVG sieht er keinen Weg.
Tram zum Hauptbahnhof

Verkehrsauschuss am 19.02.07 (Inhaltsprotokoll)

Jutta Matuschek (Linksfraktion) möchte wissen, warum das Straßenbahnprojekt Anbindung des Hauptbahnhofs verschoben worden sei. Was habe die Verwaltung, seitdem sie die Bürger im Dezember 2005 über die vier Planungsvarianten informiert habe, zur Eröffnung des Plan​feststellungsverfahrens getan? 

Bürgermeisterin Ingeborg Junge-Reyer (SenStadt) berichtet, dass die Projektumfeldanalyse abgeschlossen worden sei; die Kriterien, die Gewichtung und die Ausarbeitung der Inhalte für das Abwägungsverfahren der 12 Varianten, die Implementierung der Ergebnisse der Projekt​umfeldanalyse und die Kriterienmatrix seien festgestellt worden. Eine Gesamtdokumentation sei aufgebaut worden, damit die Variantenuntersuchungen für den öffentlichen und den Indi​vidualverkehr dargestellt werden könnten. Zusatzuntersuchungen, insbesondere zur Leis​tungsfähigkeit des Knotens Invalidenstraße/Chausseestraße und zur Einbeziehung der Straße am Nordbahnhof sowie zur Möglichkeit von Radverkehrsanlagen, seien gemacht worden. Unterlagen für die Verkehrsmittelwahl seien erstellt worden. Zur Klärung, ob ein Verkehrs​mittel richtig gewählt sei, müsse eine Darstellung erstellt und dokumentiert werden. Mit der BVG sei über die Finanzierung von Planungsleistungen und die Führung der Straßenbahn verhandelt worden. Weiterhin seien Verhandlungen zur Herstellung des Benehmens mit dem BA Mitte erforderlich gewesen sowie Vertragsverhandlungen zur Beauftragung von Pla​nungsgemeinschaften. Gutachten zu Lärm und Erschütterung, Luftschadstoffgutachten und eine Umweltverträglichkeitsstudie seien beauftragt worden. – Jetzt müsse man noch die Pla​nung der LSA beauftragen. Ein Umweltgutachten müsse man nach dem Vorliegen der abge​stimmten Querschnitte erarbeiten lassen. Die Ergebnisse der Gutachten müsse man in die Pla​nung einarbeiten. Schließlich müsse die Planfeststellungsunterlage, insbesondere hinsichtlich der Ausgleichsmaßnahmen, erstellt werden. Im Ergebnis sei eine Bauplanungsunterlage zu erstellen. 

In dem Planfeststellungsverfahren sei von besonderer Bedeutung, dass das gesamte öffentli​che Verkehrsnetz hinsichtlich der Frage zu bewerten gewesen sei, ob es eine Planrechtferti​gung für den Straßenbahnbau gebe. 

Hierdurch und durch die komplizierte Abstimmung mit dem Bezirksamt und der BVG habe es eine wesentliche Verzögerung gegeben. 

Jutta Matuschek (Linksfraktion) erwidert, dass im Dezember 2005 vier Planungsvarianten vorgestellt worden seien; eine davon habe innerhalb kurzer Zeit in die Planfeststellung einge​hen sollen. Warum sei dieser damals öffentlich bekanntgegebene Zeitplan nicht eingehalten worden? 

Bürgermeisterin Ingeborg Junge-Reyer (SenStadt) antwortet, die verkehrliche Notwendigkeit einer Straßenbahn sei zu belegen gewesen. Bisher habe man diese nicht belegen müssen. Das Erstellen von Unterlagen zur Verkehrsmittelwahl sei damals nicht als so schwierig, kompli​ziert und umfangreich erkannt worden, müsse aber sehr sorgfältig durchgeführt werden. 

ND 20.03.07 Planungen verzögern sich weiter / Ab Mitte 2008 werden neue Niederflurbah​nen getestet von Bernd Kammer 
Ein Termin steht zumindest fest: Am 30. Mai, 11 Uhr, wird die Straßenbahn M 2, die so ge​nannte Alex II, aus der Prenzlauer Allee erstmals über Karl-Liebknecht-Straße zum S-Bahn​hof Alexanderplatz fahren. Das sagte gestern BVG-Betriebsvorstand Thomas Necker im Ver​kehrsausschuss des Abgeordnetenhauses. Bei einer anderen wichtigen Verbindung drückte er sich betont vage aus: Der Hauptbahnhof werde erst »zum Beginn des nächsten Jahrzehnts« an das Straßenbahnnetz angeschlossen. 
Ursprünglich war vorgesehen, die Straßenbahn bereits Ende Mai 2006 die zweieinhalb Kilo​meter vom Nordbahnhof über die Invalidenstraße zum Hauptbahnhof fahren zu lassen. Aber die Planungen mussten gestoppt werden, weil sich Bürger gegen den vierspurigen Ausbau der Invalidenstraße gewehrt hatten. Danach wurde 2009 als Ziel ausgegeben, schließlich 2011. Jetzt schließt Stadtentwicklungssenatorin Ingeborg Junge-Reyer (SPD) sogar 2012 oder 2013 nicht aus. Das Planfeststellungsverfahren soll erst Mitte 2007 gestartet werden, allein dafür werden bis zu eineinhalb Jahre veranschlagt. 
Die Verzögerungen begründete Junge-Reyer mit schwierigen rechtlichen Fragen. Es sei kom​pliziert, in der Invalidenstraße den Fahrrad- und Straßenbahnverkehr zu kombinieren, An​wohner und Bezirksamt hätten besondere Ansprüche angemeldet. Außerdem habe man sich noch einmal die Gestaltung der Haltestellen ansehen müssen, um den Fahrgästen künftig das Warten auf einer Mittelinsel zu ermöglichen. Sogar die die Notwendigkeit der Straßenbahn wurde noch einmal überprüft. Jetzt steht immerhin fest: »Die Tram wird kommen, so schnell wie möglich«, so die Senatorin. 
Alte Tatrabahnen rollen dann wahrscheinlich nicht mehr zum Hauptbahnhof. Sie sollen ab​gelöst werden durch neue Niederflurbahnen, von denen ab Mitte nächsten Jahres die ersten vier Vorserienfahrzeuge in Berlin getestet werden. Bewähren sie sich, hat die BVG die Option auf den Kauf von weiteren 206 Bahnen. Sie sind leiser, wirtschaftlicher, zehn Zentimeter breiter und mit 40 bzw. 30 Metern länger als die bisherigen 27 Meter langen Niederflur-Mo​delle. Sie haben mindestens ein Multifunktionsabteil, das Platz für zwei Rollstuhlfahrer, einen Kinderwagen und ein Fahrrad bietet. Derzeit verfügt die BVG noch über 577 Straßenbahnen, davon 430 Tatrafahrzeuge. Künftig will sie mit 294 Niederflurbahnen auskommen, »bei glei​chem Platzangebot«, wie Necker betonte. Da sie geräumiger sind, genügt ein Fahrzeug, wo derzeit zum Beispiel noch ein Tatra-Doppelzug verkehrt. »Die Zahl der Fahrzeuge orientiert sich am derzeitigen Fahrplanangebot und den Erweiterungen zu Alex und Hauptbahnhof«, beteuerte Necker. 
Derzeit misst das Liniennetz der Straßenbahn über 400 Kilometer. Ob es in dem Umfang er​halten bleibt, will die BVG vor allem vor fälligen Grundinstandsetzungen der Strecken ent​scheiden. Ins Gerede gekommen ist die Linie 12 in Prenzlauer Berg, auf der die BVG zu we​nig Fahrgäste zählt. In der Pappelallee sollen die Gleise 2009 saniert werden. »Gerade hier sind die Bahnen voll«, so die Linksparteiabgeordnete Jutta Matuschek. »Eine Stilllegung wäre ein Schildbürgerstreich.«

Verkehrsforum am 2. März 2007 Zusammenfassung der Diskussion

„Fährt Angst mit?“
Das Verkehrsforum der Linksfraktion widmete sich am Freitag, dem 2. März 2007 im Berli​ner Abgeordnetenhaus dem Thema: 
Sicherheit im ÖPNV 
Podiumsteilnehmer der Diskussion waren 
- der Innensenator, Herr Dr. Ehrhart Körting 
- der Polizeipräsident, Herr Dieter Glietsch 
- der Bereichsleiter Service und Security bei der BVG, Herr Frank Reichel 

- der Geschäftsführer des VBB, Herr Hans-Werner Franz 
- die Sicherheitsbeauftragte der S-Bahn, Frau Ellen Karau.

Es moderierte Jutta Matuschek, verkehrspolitische Sprecherin der Linksfraktion.

Sicherheitslage:

Die Zahl der Straftaten im ÖPNV sei laut Bericht des Polizeipräsidenten Glietsch im vergan​genen Jahr um 1,6 Prozent auf rund 22 400 gesunken. 

Man sei im ÖPNV sicherer als auf der Straße bzw. im Autoverkehr, so die Einschätzung von VBB-Geschäftsführer Franz. Aber subjektiv würde diese Sicherheit nicht empfunden werden.

Die Delikte ereigneten sich laut Bericht des Polizeipräsidenten bei Betäubungsmitteldelikten in erhöhtem Maße im Zeitraum des späten Vormittags bis abends, bei Angriffen auf Fahr- und Sicherheitspersonal abends bis nachts. Graffiti-Delikte gingen von hochgradig organisierten Gangs aus, die in Berlin 200-400 Personen umfassten. Es gebe Graffiti-Tourismus, so der Bereichsleiter Service und Security der BVG, Reichel. Bislang beschränkten sich Graffiti-Delikte auf die U-Bahn, neuerdings sei erstmalig aber ein Bus mit Graffiti vollgesprüht wor​den.

Die Angriffe auf Busfahrer seien Reichel zufolge für Fachleute nicht zu erklären, es gehe of​fensichtlich um Nachahmung bzw. um einen neuen „Sport“. Der „Fahrgast“ wolle gar nicht Bus fahren. Zudem sei auch bei einer Beute von nur 30 € Geldraub der Anlass. 

Einschätzung der Situation:

Eine radikale Trendumkehr fordert der VBB-Geschäftsführer Franz. Es fehle am politischen Konsens, die Sicherheitssituation durch einen höheren finanziellen Aufwand umzukehren. In Paris würden beschädigte Fahrzeuge sofort aus dem Verkehr gezogen. Das koste Geld. Hö​here Kosten aber würden bei erhöhter subjektiver und objektiver Sicht vom Kunden akzeptiert werden. Aus dem Auditorium merkte Stefan Kohte vom VCD Landesverband Nordost, an, die objektive Sicherheit im ÖPNV sei sehr gut, wenn man den sehr geringen Anteil der Straf​taten im ÖPNV im Verhältnis zu den geleisteten Personenbeförderungen betrachte. Die Wahrscheinlichkeit, Opfer einer Straftat im ÖPNV zu sein, sei verschwindend gering. 

Fahrgäste: 

Beim Kauf einer Dienstleistung wie der Fahrt mit dem ÖPNV seien subjektive Faktoren aus​schlaggebend, so die Auffassung des VBB-Geschäftsführers Franz. Die Fahrgäste empfänden bei einem beschädigten, beschmierten Fahrzeug, dass sich niemand um das Fahrzeug küm​mere. Folglich entstünde der Eindruck, es kümmere sich auch niemand um den Fahrgast. 

In der Prioritätenliste der Fahrgäste sei das Thema Sicherheit im Laufe der Jahre auf den drit​ten Platz aufgestiegen. Die Fahrgäste schritten nicht mehr ein, weil sie Angst vor den Tätern hätten. 

Die Sicherheitsbeauftragte der S-Bahn, Karau, ist der Ansicht, die veröffentlichte Meinung in den Medien beeinflusse die subjektive Sicherheit des Fahrgastes. Franz fügt hinzu, die Me​dienberichte führten dazu, dass Eltern ihre Kinder nicht mehr mit dem ÖPNV, sondern mit dem Auto zur Schule schickten, weil in der Zeitung über Drogenhandel auf den Stationen berichtet wurde, obwohl sich objektiv die Sicherheitslage nicht verändert habe.

Videoüberwachung: 

Alle Podiumsteilnehmer der Diskussion befürworteten eine stärkere Videoüberwachung, al​lerdings nicht als alleiniges Mittel. Innensenator Körting zufolge sei die Videoüberwachung auch präventiv, letztlich jedoch kein Allheilmittel. Laut VBB-Geschäftsführer Franz begrüß​ten über 90% der Fahrgäste eine Videoüberwachung.

Personal: 

Es gäbe keinen Zusammenhang zwischen der Sicherheit und dem Abbau von Personal, so die Meinung von Polizeipräsident Glietsch. Innensenator Körting hingegen vertrat die Ansicht, durch den Abbau von Personal nehme das subjektive Sicherheitsgefühl ab. Es sei sinnvoll, in Personal zu investieren, auch wenn dadurch die Fahrpreise steigen würden. 

Der BVG-Bereichsleiter Service und Security, Reichel, stellte die Frage, wie der verstärkte Einsatz von Sicherheitspersonal überhaupt zu finanzieren sei. 

Ein Fahrbetrieb ohne jegliches Personal sei technisch bereits machbar, jedoch auf keinen Fall sinnvoll, führte VBB-Geschäftsführer Franz aus. Zur Sicherheit gehöre Personal. Erforderlich sei eine Kombination aus Videokontrolle, erhellten Bahnhöfen und Personal. Das Personal müsste in verstärktem Maße für die gesamte Wegekette des Fahrgastes (vom Bahnhof zum Bahnsteig, im Transportmittel, beim Umstieg usw.) eingesetzt werden. 

Aus dem Auditorium merkte Rainer Obst vom Beratungsunternehmen ETC Transport Con​sultants GmbH an, in einer vergleichenden Studie mehrerer internationaler Städte zur Sicher​heitssituation hätte sich gezeigt, dass Sicherheitspersonal der Schlüssel zum Erfolg sei. In einigen Städten werde ein Sicherheitszuschlag von 5 Cent pro Fahrschein erhoben.

Innensenator Körting ist der Ansicht, mit solch einem geringen Aufschlag sei das benötigte Personal nicht zu finanzieren. Man müsse ehrlich sagen, dass der verstärkte Einsatz von Si​cherheitspersonal und Sicherheitsmaßnahmen zu erheblich höheren Fahrpreisen führe. 

Ausblick:

Einig waren sich alle Teilnehmer, dass die Sicherheit im ÖPNV ein gesamtgesellschaftliches Thema sei, das mit der Arbeitsmarktsituation, der Erziehung und den familiären Situationen eng zusammenhänge.
Guido Brendgens
Elektronisches Ticket
Abgeordnetenhaus 22.03.07

Jutta Matuschek: Ich habe eine Frage an Herrn Finanzsenator Sarrazin. – Herr Sarrazin! Als Antwort auf eine Kleine Anfrage von mir wurde öffentlich, dass die BVG zur Entwicklung eines elektronischen Fahrpreisfindungssystems seit 2000 insgesamt über 18 Millionen € aus​gegeben hat. Werden Sie als Aufsichtsratsvorsitzender dafür sorgen, dass die Verantwortli​chen für diese unnütze Geldausgabe zur Verantwortung gezogen werden?

Senator Dr. Thilo Sarrazin (Senatsverwaltung für Finanzen):

Die BVG hat in der Vergangenheit in unterschiedlichen Zusammenhängen neue Methoden der Fahrpreiserhebung untersucht. Nicht alles Geld, das dabei ausgegeben wurde, wurde weise ausgegeben. Als ich Aufsichtsratsvorsitzender wurde, im Jahre 2002, habe ich Aktivi​täten gestoppt. Andererseits muss man auch offen bleiben für künftige Entwicklungen. Ich bin der Meinung, dass es notwendig ist, dass die BVG gemeinsam mit großen Partnern wie dem Verkehrsverbund Rhein-Ruhr, dem Rhein-Main-Verkehrsverbund oder der Deutschen Bahn weiterhin auslotet, was künftig technisch möglich ist. Denn die Zukunft gehört eindeutig dem elektronischen Ticketing.

Jutta Matuschek: Es wäre schön, wenn das Ausloten nicht immer in solchen großen Millio​nen-Euro-Summen geschähe. – Aber meine Frage bezieht sich auf etwas anderes. Es ist nun schon wiederholt vorgekommen, dass solche Großprojekte – ich erinnere an das „PVS“, „Per​sonengebundene Verkaufssysteme“, genannte Projekt – mit einem großen Millionen-Euro-Schaden bei der BVG durchgeführt wurden, und auch das elektronische Ticketing ist nicht in absehbarer Zeit umzusetzen. Wie werden Sie dafür sorgen, dass klug abgewogen wird, wofür welches Geld ausgegeben wird, bevor solche Experimente Millionen-Euro-Schaden verursa​chen, damit das Geld nicht auf die Fahrpreise aufgeschlagen werden muss, um die Schuldbe​lastung der BVG geringer zu halten?

Senator Dr. Thilo Sarrazin (Senatsverwaltung für Finanzen):

Alle großen investiven Maßnahmen werden in der BVG vorbereitet und danach im Aufsichts​rat diskutiert und verabschiedet. Zu meiner Zeit gab es hier keine größere Fehlentscheidung. Dass es immer wieder ein Verfahren von Versuch und Irrtum gibt, gerade wenn man in neue Technologien investiert, ist ganz unvermeidlich.

Berliner Zeitung, 15.03.2007Ganz schön paradox: Etwas, was es noch gar nicht gibt, hat be​reits eine Menge Geld gekostet. Für das "elektronische Ticketing", bei dem scheckkarten​große Chipkarten die Papierfahrscheine ablösen sollen, haben die Berliner Verkehrsbetriebe (BVG) allein von 2000 bis 2006 insgesamt 18 Millionen Euro ausgegeben. Das teilte Almuth Nehring-Venus, Staatssekretärin in der Senatswirtschaftsverwaltung, mit. Sie beantwortete damit eine Anfrage der Abgeordneten Jutta Matuschek (ebenfalls Linkspartei.PDS). 

Für den Feldversuch, bei dem rund 26 000 Fahrgäste elektronische Tickets erprobten, wandte die BVG laut Senat 2000 und 2001 rund 13,5 Millionen Euro auf. Anfangs war nur von 7,5 Millionen Euro die Rede gewesen. Breitere Anwendung fand die getestete Technik nicht. Zum einen, weil die Fahrgäste ihre Tickets vor und nach jeder Fahrt an ein Lesegerät halten mussten - was viele als unbequem empfanden. Zum anderen, weil für die später geplanten mechanischen Bahnsteigsperren die "erforderlichen baulichen Voraussetzungen in Berlin nicht vorhanden sind", so Nehring-Venus. 

2002 bis 2004 folgten "Analysen und Vorstudienarbeiten" für rund 3,2 Millionen Euro. 2005 und 2006 gab die BVG 1,3 Millionen Euro aus, um die Einführung eines elektronischen Fahr​scheins vorzubereiten. Wie berichtet, will sie 2007 damit beginnen, Abo- und Jahreskarten durch Chipkarten zu ersetzen. Dazu stehen weitere Ausgaben an. So sind Fahrscheindrucker in Bussen und (für je 500 Euro) Kontrollgeräte zu erweitern. Matuschek: "Das E-Ticket ist völlig überflüssig. Dafür hätte sich die BVG manche Preiserhöhung sparen können." (pn.)

Verkehrsvertrag mit der BVG

Tagesspiegel 22.03.07 Von Stefan Jacobs
Pünktlich und preiswert: Senat macht BVG Vorgaben Land will Verkehrsvertrag abschließen. Das Angebot soll bis 2020 nicht eingeschränkt werden. Strafen bei mangelhaftem Service

Der Senat gibt der BVG Planungssicherheit bis zum Jahr 2020 und hat im Gegenzug konkrete Forderungen für die Qualität von Bus- und Bahnverkehr. Verkehrssenatorin Ingeborg Junge-Reyer (SPD) präsentierte gestern einige Landesvorgaben für den ab 2008 geltenden Ver​kehrsvertrag, den der Senat zurzeit mit der BVG aushandelt. Künftig will das Land beim An​gebot das letzte Wort haben.

Keinesfalls solle der Fahrplan ausgedünnt werden: „Wir wollen das bisherige Niveau halten“, sagte Junge-Reyer und sprach vom dichten Nahverkehrsnetz als „bestem Umweltschutz“ und Standortvorteil. Auch sollen keine Tramlinien durch Busse ersetzt werden, wie es die BVG für einige Abschnitte erwägt. „Die Straßenbahn ist die U-Bahn des Ostens“, sagte Junge-Reyer, „schnell und pünktlich.“
Ursula Kempny, die für die Verwaltung mit der BVG verhandelt, kündigte verbindliche Vor​gaben für die Pünktlichkeit der U-Bahn an. Ähnlich wie bereits mit S-Bahn und DB Regio vereinbart, solle eine Quote von 96 bis 98 Prozent vereinbart werden. Fahren mehr Züge un​pünktlich – also mehr als drei Minuten verspätet –, bekommt die BVG weniger Zuschuss vom Land. Auch für Busse und Straßenbahnen würden Quoten geprüft, wobei die Kriterien dort weniger streng sein sollen. Ebenso verbindliche Vorgaben soll es für die Sauberkeit der Züge geben. Die soll auch von den Kunden bei zwei Befragungen pro Jahr bewertet werden. Bei der BVG hieß es, die Anforderungen seien realistisch; schon jetzt seien etwa 98 Prozent der U-Bahnen pünktlich unterwegs.
Der Vertrag soll auch sichern, dass BVG-Kunden beim Umsteigen spätabends nicht der letzte Bus vor der Nase wegfährt. Die bisherige Regelung von rund 20 im Fahrplan abgestimmten Umsteigepunkten gilt als Minimum für die Planung. Dank neuer Technik lässt sich auch ge​nau absehen, wann der jeweilige Bus oder die Bahn tatsächlich eintrifft.
Eine klare Ansage der Senatorin gab es auch zum Thema Fahrpreise: Erhöhungen könnten den Passagieren nur „in sehr, sehr engen Grenzen“ zugemutet werden; Geld müsse über neue Kunden in die Kasse kommen statt über teurere Tickets. Als Landeszuschuss sind zunächst rund 250 Millionen Euro vorgesehen, aus denen die BVG Betrieb und Instandhaltung bestreiten muss. Über Geld für neue Fahrzeuge, große Bauvorhaben, Ruhegeldzahlungen für pensionierte Mitarbeiter wird ebenso separat verhandelt wie über die Zinsen für die gut 700 Millionen Euro Schulden, auf denen der komplett landeseigene Verkehrsbetrieb sitzt.
Die BVG äußerte sich gestern nicht zu den Vertragsverhandlungen. Nach Tagesspiegel-In​formationen sind ihr die Vorgaben aber durchaus recht, weil mit dem neuen Vertrag klarer erkennbar wird, welche Strecke zu welchen Zeiten wie viel einbringt oder Verlust macht. In​sider sehen so die Verhandlungsposition der BVG gestärkt, wenn etwa um das – zwangsläufig unrentable – Angebot auf wenig frequentierten Außenstrecken gefeilscht wird. Und bis 2020 wird die BVG nach Überzeugung in Unternehmenskreisen fit genug werden, um sich gegen alle möglichen Konkurrenten durchzusetzen.
ÖPNV-Beschleunigungsprogramm 

Koalitionsvereinbarung zwischen SPD und Linkspartei: Die Koalition wird das ÖPNV-Be​schleunigungsprogramm mit dem Ziel der weiteren Erhöhung der Beförderungsgeschwindig​keit von Straßenbahnen und Bussen fortsetzen.
Aus Sicht der BVG: Vor zehn Jahren fiel der Startschuss für die Beschleunigung – es gibt Licht und Schatten

271 Straßenbahnsignale und 551 Ampeln für Omnibusse reagieren auf die Ankunft der „Öf​fentlichen“ mehr oder weniger schnell. Nicht an allen Stellen kann der absolute Vorrang ge​währt werden. Gemeinsame Haltestellen und Fahrspuren für Straßenbahn und Omnibus wie hier in Pankow sind ein weiterer Schritt, um die „Öffentlichen“ auf Trab zu bringen.

_Vor gut zehn Jahren fiel auf einer „Kick-off-Veranstaltung“ der Startschuss für die Be​schleunigung für Bus und Bahn in unserer Stadt. BVG und Senat machten in Sachen Be​schleunigung „Dampf“. An etwa der Hälfte der Ampeln haben inzwischen BVG-Busse Vor​fahrt, bei der Straßenbahn sind gut 93 Prozent in das Beschleunigungsprogramm integriert. Ein gutes Ergebnis. Dennoch liegen auch hier Licht und Schatten manchmal dicht beieinan​der. profil_03 erkundigte sich in beiden Unternehmensbereichen über den Stand der Dinge.

Straßenbahn

Als das Projekt „Tram-Beschleunigung“ aus der Taufe gehoben wurde, gewährten ganze zwei Ampeln der Straßenbahn auf Anforderung sofortige freie Fahrt. Dies passierte noch – aus heutiger Sicht – über antike Kontakte in der Oberleitung. Heute melden die Straßenbahnen ihr Kommen durch so genannte Datentelegramme an. Das ist momentan an 271 von 289 Lichtzeichenanlagen (LZA) der Fall.

Als erste Linie wurde die „6“ zwischen Platz der Vereinten Nationen und Riesaer Straße auf „schnelle Gleise“ geschickt.„Grüne Welle“ für die Straßenbahn heißt übrigens nicht automa​tisch „Rot“ für den Individualverkehr.

Die intelligenten Anlagen berechnen durch ihre Datenprogramme die Ankunftszeiten der Bahn und reagieren entsprechend.

„Es gibt viele positive Beispiele“, sagt Bernhard Schönecke (BS-B3), der von Anfang an die Beschleunigung der Straßenbahn begleitet hat.„An der Hansastraße Ecke Buschallee, am Knoten Landsberger Allee/Zossener Straße oder an der Kreuzung Hultschiner Damm/B1 be​kommen die Bahnen zügig freie Fahrt“, weiß der Beschleunigungsexperte, verschweigt aber auch nicht, dass es nicht überall so flott läuft. So wurden im Mai 2006 die Linien M13 und „50“ im Wedding förmlich ausgebremst. Durch die hohen Takte der Bahn (es taucht in Spit​zenzeiten alle zweieinhalb Minuten eine Straßenbahn auf), geriet der Autoverkehr hier in ei​nen Dauerstau. Die Ampeln wurden auf „Festzeitprogramm“ um-, die Bevorrechtigung der Tram abgeschaltet. Derzeit arbeiten BVG und die Verkehrslenkung Berlin an einer Lösung, die von beiden akzeptiert werden kann.

„Natürlich können wir als Straßenbahner nicht verlangen, an jeder Kreuzung sofort freie Fahrt zu erhalten.

Doch wenn die 235 Straßenbahnen, die zurzeit im Berufsverkehr unterwegs sind, weniger Ampelstopps einlegen müssen, zahlt sich das nicht nur durch kürzere Fahrzeiten aus, sondern auch in bar“, erklärt Bernhard Schönecke. 
Durch die kürzeren Umlaufzeiten der Tram konnten bislang schließlich 16 Züge eingespart werden. Um die guten Erfolge beizubehalten, bereiten die Beschleunigungsexperten von BVG und Verkehrslenkung Berlin derzeit eine Qualitätssicherungs-Vereinbarung vor. Eine Art Handbuch, das genau festlegt, wie lange ein Zug an welcher Signalanlage warten soll und an welcher nicht. 
Und die übrigen 18 LZA, die noch nicht in das Beschleunigungsprogramm integriert sind? „Den Rest werden wir in das Programm aufnehmen, wenn ohnehin Bauarbeiten an den Tras​sen anstehen“, sagt Bernhard Schönecke. Neubaustrecken allerdings, wie die Alex-Anbindung der M2, sind von vornherein für die Beschleunigung vorgesehen.
Omnibus

„Grünes Licht“ für Omnibusse – mit der kürzlich erfolgten Entscheidung von BVG und Senat für die Fortführung des Projektes Busbeschleunigung darf man diese Aussage durchaus wört​lich nehmen. Der Schwerpunkt liegt dabei vor allem auf den Metrolinien, aber auch „Lücken​schlüsse“ zwischen schon beschleunigten Abschnitten sind geplant.

Dank entsprechender Programmierung erhalten Omnibusse derzeit an 551 Ampeln „Vor​fahrt“, rund 1.000 sollen es einmal werden. Allein im letzten Jahr hat sich die Reisegeschwin​digkeit um 0,45 km/h auf durchschnittlich 18,99 km/h erhöht.

Relativ konstant ist mit 101,825 Kilometern die Länge der Busspuren. In diesem Jahr sollen 500 Meter am Sachsendamm dazu kommen.„Oft braucht man nicht gleich eine ganze Bus​spur. 
Nicht so spektakulär, aber sehr effektiv sind auch Haltestellenverlegungen, Halteverbotsschil​der oder bauliche Veränderungen an Haltestellen“, wissen Rolf Lemke und Hans-Jürgen Wrobel, seit Jahren im Unternehmensbereich Omnibus die Experten in Sachen Beschleuni​gung.

Im wahrsten Sinne des Wortes das Tempo forciert wird in diesem Jahr u. a. auf den Linien M21, M37, M82, M83 und M85. Derzeit laufen dazu die entsprechenden Abstimmungsge​spräche.

Am weitesten gediehen sind diese für die Metrolinie M21, die künftig vor allem nördlich des Kurt-Schumacher-Platzes zügiger vorankommen soll.

Dass von der Bus-Beschleunigung nicht nur die Fahrgäste profitieren, weil sie schneller ihr Ziel erreichen, sondern auch das Unternehmen, zeigt eine von BVG und Senat beauftragte Wirtschaftlichkeitsanalyse. Untersucht wurde ein Streckenabschnitt auf der Heerstraße. Allein auf diesem Abschnitt bringt die Bevorrechtigung eine Kosteneinsparung von 67.000 Euro pro Jahr. Ebenso interessant: nicht nur der Bus kommt zügiger voran, auch die mittlere Reisege​schwindigkeit des Individualverkehrs liegt über den Gesamtberliner Werten.

Eine weitere Untersuchung erfolgte auf der Linie M29, bisher eher als „Bummellinie“ be​kannt. Mit einer Erhöhung der Reisegeschwindigkeit um 1,4 km/h legte auch diese Metrolinie an Tempo zu. In einigen Abschnitten sparen Fahrgäste bis zu vier Minuten Reisezeit. Die Ef​fekte aus der Bus-Bevorrechtigung könnten noch höher sein, wenn nicht gerade auf dieser Linie Demonstrationen, Baustellen und Absperrungen im Innenstadtbereich immer wieder als „Bremse“ wirken würden. Das gesamte Projekt Bus-Beschleunigung soll übrigens eine Ein​sparung von 7 Millionen Euro pro Jahr bringen.

Ganz neue Wege beschritt die BVG in der Finanzierung von Beschleunigungsmaßnahmen.

So gingen kürzlich die ersten drei gemeinsam mit einem Brandenburger Verkehrsunterneh​men finanzierten Lichtsignalanlagen mit Bus-Bevorrechtigung in Betrieb. Es handelt sich um drei Ampeln am S-Bahnhof Schönefeld, wo bisher Busse der BVG und der Regionalver​kehrsgesellschaft Dahme-Spreewald (RVS) häufig im Stau standen, bis sie auf die vielbefah​rene B 96 A abbiegen konnten. 
Vorangegangen war im vergangenen Jahr eine Testphase an einer Kreuzung im benachbarten Waltersdorf, wo Busse der Linien 263 (BVG) und 734 (RVS) von einer gemeinsam finan​zierten Ampelbevorrechtigung profitieren.

Das Problem lag hier darin, dass die RVS-Busse die Ampel mit analogem Funk ansteuern und die BVG auf digitalem Wege. Dank positiver Testergebnisse wurde die Kooperation nun aus​geweitet, demnächst folgen weitere Ampeln am Buckower Damm und an der Johannisthaler Chaussee.

BVG tourt wieder durch die Bezirke

Erfolgreiche Veranstaltungsreihe „BVG im Bezirk“ lebt wieder auf / Startschuss war am 20. März

Zwölf Mal in diesem Jahr wird man die BVG mit ihrem Info-Bus in einem der zwölf Berliner Bezirke antreffen können, genau dort, wo das Leben brummt. „BVG im Bezirk“ heißt die Veranstaltungsreihe, bei der Bezirks- und Zielgruppenmanager (BZM), Planer, Produktmana​ger und viele weitere BVGer zeigen, was hinter unseren Leistungen und Angeboten steht.
 „Neu war die Idee der Reihe ,BVG im Bezirk‘ ja nicht“, sagt BZM Hans-Peter Hendriks (VM-B5),„aber so erfolgreich, dass wir sie einfach fortsetzen wollen.“ Hendriks ist der erste Bezirksund Zielgruppenmanager, der „auf Tour“ geht. Ansonsten hat jeder BZM für seinen Bezirk den Hut auf. Schließlich kennen sie sich hier auch bestens aus. Das ist auch genau das Ziel von „BVG im Bezirk“: Lokale Informationen an den Mann und natürlich an die Frau bringen. In den Rathäusern sind die Kollegen von VM-B5 ohnehin bekannte Partner zu allen Nahverkehrsthemen der Bezirke. 

Nun wollen die fünf BZM’s noch stärker bei den Einwohnern Gesicht zeigen und in den Ge​sprächen weitere Kontakte knüpfen, Auskünfte geben, zuhören, was die Menschen im Bezirk bewegt oder erklären, warum nicht immer alle Wünsche an die BVG in Erfüllung gehen kön​nen. Auf Tour gehen die Bezirks- und Zielgruppenmanager aber nie allein. Ihnen zur Seite stehen Kollegen der Angebotsplanung, der Tarifabteilung, der Betriebsbereiche und V-KM, schließlich heißt es ja auch die BVG im Bezirk. 

In Köpenick fiel der Startschuss für die 2007er Staffel von „BVG im Bezirk“.

Noch elf Mal nimmt dann der BVG-Info-Bus Kurs auf ein anderes Bezirkszentrum
19. April
Schönhauser Allee

15. Mai
Hermannplatz

16. Mai
Märkisches Zentrum

23. Mai
Rathaus Kreuzberg

12. Juni
Rathaus Mitte

26. Juli
Wittenbergplatz

8. September
Rathaus Lichtenberg

8. September
Altstadt Spandau

19. September
Rathaus Hellersdorf

24. Oktober
Walther-Schreiber-Platz

13. November
Adenauerplatz
Übrigens ist mit jedem Vor-Ort-Termin ein Gewinnspiel verbunden, an dem man auch online auf BVG.de teilnehmen kann. Richtige Antworten zu BVG-Fragen und etwas Glück verspre​chen interessante Preise aus unserem Ticket- und Souvenirangebot. _bwg

DB verkauft auch in Berlin Bahnhöfe

Berliner Zeitung, 16.03.07 Zwölf Stationen betroffen

Die Deutsche Bahn (DB) möchte auch in Berlin mehrere Bahnhofsbauten verkaufen. Es geht um zwölf der 164 Stationen in dieser Stadt. Dort sind die Empfangsgebäude für den Betrieb "entbehrlich und stehen deshalb grundsätzlich zur Veräußerung an". Das teilte Stadtentwick​lungssenatorin Ingeborg Junge-Reyer (SPD) mit. Sie beantwortete damit eine parlamentari​sche Anfrage der Abgeordneten Jutta Matuschek (Linkspartei.PDS). 

Welche Bahnhöfe betroffen sind, gehe aus einer Mitteilung der DB Station& Service vom 7. März hervor, berichtete die Senatorin. Danach sollen auf den folgenden Stationen die Emp​fangsgebäude verkauft werden: Kaulsdorf, Spindlersfeld, Pankow-Heinersdorf, Wilhelmsha​gen, Karl-Bonhoeffer-Nervenklinik, Ahrensfelde, Blankenburg, Karow, Lichtenrade, Plän​terwald, Rahnsdorf sowie Wuhlheide.

An der Erreichbarkeit der Bahnsteige soll sich durch die angekündigten Eigentümerwechsel aber nichts ändern. Die Zugänge für die Fahrgäste würden durch Eintrag ins Grundbuch gesi​chert, so die Senatorin. Die Bahnhofsbereiche, die dem Zugbetrieb dienen, sollen nicht ver​kauft werden. "Verkehrsstationen stehen nicht zur Disposition", bekräftigte Junge-Reyer. (pn.)

Senatsbeschluss über Eckpunkte zur Berliner Umweltzone
BUND begrüßt strenge Ausnahmeregeln 20.03.07
Berlin: Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) begrüßt die Pläne des Berliner Senats, für die innerhalb des S-Bahn-Rings ab 1. Januar 2008 geplante Umweltzone nur wenige und gut begründete Ausnahmen zuzulassen. Die Nachrüstung von Dieselautos mit Partikelfiltern und deren Förderung in Höhe von 330 Euro pro Fahrzeug sei besser, als Son​derregeln aller Art für ungefilterte Pkw und Nutzfahrzeuge zu erlauben. Vorbildlich für an​dere Städte sei auch die Berliner Lösung, auf Antrag Kleingewerbetreibenden eine Filter-Nachrüstung oder die Anschaffung neuer Fahrzeuge mit günstigen Kleinkrediten zu ermögli​chen.

Positiv sei, dass die Härtefallregelung für den Wirtschaftsverkehr auf 18 Monate verkürzt wurde und die erlaubten Fahrstrecken für Oldtimer reduziert wurden.

Tilman Heuser, Landesgeschäftsführer des BUND in Berlin: "Mit der Entscheidung, Aus​nahmetatbestände auf die wirklich notwendigen Fälle von Schwerbehinderten sowie Versor​gungs- und Einsatzfahrzeugen zu beschränken, hat Berlin eine Vorbildfunktion für jene Städte übernommen, die ebenfalls Umweltzonen planen. Wenn das Berliner Beispiel Schule macht, kommen wir auch bundesweit bei der Bekämpfung des gefährlichen Feinstaubs einen ent​scheidenden Schritt voran."

Derzeit planen rund dreißig durch Feinstaub hoch belastete Städte in Deutschland die Ein​richtung von Umweltzonen. Mit Fahrverboten für Dieselfahrzeuge ohne Rußfilter, die als Hauptverursacher innerstädtischer Partikelbelastungen gelten, können die Feinstaubbelastun​gen um rund ein Fünftel gesenkt werden.

Nach einer Testphase regt der BUND für Berlin die schrittweise Ausweitung der Umweltzone an. Wenn wie in Stuttgart vorgesehen ein größerer Ballungsraum als Umweltzone ausgewie​sen werde, lasse sich die städtische Hintergrundbelastung mit Feinstäuben weiter verringern. Im Ruhrgebiet sei sogar eine Umweltzone für den Städteverbund von Dortmund bis Duisburg geplant.

Nach Angaben des BUND leiden in Berlins Innenstadt rund 190.000 Menschen unter zu ho​hen Feinstaubbelastungen. Die Folge seien vielfach Erkrankungen der Atemwege wie Bron​chitis, Asthma oder sogar Lungenkrebs.

Angesichts der Entscheidung des Senats in der nächsten Woche über die Ausnahmeregeln für die Berliner Umweltzone fordert der  BUND Berlin, diese nicht inflationär zu erteilen.

Martin Schlegel, Verkehrsexperte des BUND: „Ziel der Umweltzone ist gesunde Luft für alle Berlinerinnen und Berliner. Damit die Wirksamkeit der Umweltzone und damit der Fahrbe​schränkungen für Russpartikel-Schleudern nicht eingeschränkt wird, müssen Ausnahmen echte Ausnahmen bleiben.

Schwerbehinderte, Versorgungs- und Einsatzfahrzeuge müssen von dem Fahrverbot natürlich ausgenommen werden. Dies ist ohnehin bundesweit über die Kennzeichnungsverordnung geregelt. Das Gleiche gilt für „echte“ Oldtimer mit dem H-Kennzeichen, die über 30 Jahre alt sind. Jedoch sollte die geplante Kilometerbegrenzung strenger ausfallen – schließlich ist ein Oldtimer kein Alltagsfahrzeug.“

Ausnahmen für Pendler, die ihren Arbeitsplatz in der Innenstadt nicht mit dem Öffentlichen Personennahverkehr erreichen können, hält der BUND für unsinnig, weil die Innenstadt in​nerhalb des S-Bahn-Ringes Tag und Nacht vollständig vom Nahverkehr erschlossen wird. Ebenso dürfe es keine Ausnahmen für die Anwohner geben.

Auf die Forderungen der Handelskammer nach Ausnahmen für Klein-Unternehmer sollte insbesondere mit günstigen Krediten für die Neu-Anschaffung der LKW reagiert werden. Ebenso müssten nach Auffassung des BUND auch die Ausflugsdampfer auf der Spree in die Umweltzonen-Regelung einbezogen werden.

Die Umweltzone schützt die Menschen vor Erkrankungen wie Bronchitis, Asthma und Lun​genkrebs. In der Innenstadt leben 190.000 Menschen unter starker Feinstaubbelastung.

Tempelhof soll schließen – für einen Großflughafen Finow?

Tagesspiegel 20.03.07 Landesregierung in Potsdam weist Kritik aus Berlin zurück. Es bestehe kein Interesse an einer Konkurrenz zu Schönefeld
Potsdam - Der frühere russische Militärflughafen Eberswalde-Finow könnte zum Regional​flughafen ausgebaut werden, auf dem auch 85 Tonnen schwere Maschinen – wie der Airbus 320 oder die Boing 737 – im 24-Stunden-Betrieb starten und landen. Jedenfalls dann, wenn die niederländische Firma „Infratil“, die den kleinen Airport betreibt, mit ihrem Antrag auf ein entsprechendes Raumordnungsverfahren Erfolg haben sollte. Im Frühjahr 2007 soll das Verfahren für die Erweiterung des Flughafens beginnen.
Berlin sind diese Pläne ein Dorn im Auge: Je schärfer der Kampf um die Schließung des City-Flughafens Tempelhof tobt, desto lauter wird die Befürchtung geäußert, dass großzügig aus​gebaute Regionalflughäfen dem künftigen Großflughafen in Schönefeld (BBI) Konkurrenz machen könnten. Alle fünf Fraktionen im Abgeordnetenhaus sind sich einig, dass Finow nicht weiterentwickelt werden darf. Das wurde schon am 31. August 2006 vom Berliner Landes​parlament einstimmig beschlossen. 
Doch aktuell gehen die Meinungen auseinander, ob Brandenburg auf der gleichen Welle schwingt wie Berlin. CDU und FDP sind misstrauisch. So warf CDU-Fraktionschef Friedbert Pflüger dem Regierenden Bürgermeister Klaus Wowereit (SPD) vor, sich vom Nachbarn „über den Tisch ziehen“ zu lassen. Und die Interessengemeinschaft „City Airport Tempelhof“ (ICAT) erklärte, dass nicht die Offenhaltung von Tempelhof, sondern der Ausbau der bran​denburgischen Flughäfen Finow und Schönhagen „die tatsächliche Gefährdung des BBI sind“. ICAT warf dem Senat vor, nichts dagegen zu unternehmen, andererseits aber unver​rückbar am Konsensbeschluss für den Single-Airport in Schönefeld festzuhalten, der die Schließung von Tempelhof und Tegel vorsieht.
Brandenburgs Wirtschaftsminister Ulrich Junghanns (CDU) weist diese Kritik weit von sich. „Tempelhof und Finow haben nichts miteinander zu tun. Das stimmt sachlich nicht“, sagte Junghanns dem Tagesspiegel. Und von einer drohenden Konkurrenz zum BBI könne keine Rede sein. In der Potsdamer Landesregierung legt man Wert darauf, dass „nicht Brandenburg den Flughafen Eberswalde-Finow ausbauen will, sondern ein privater Investor“, so Ver​kehrsminister Reinhold Dellmann (SPD). Das Land stecke auch keine Fördermittel in den Flughafen. Aber wenn jemand ein Raumordnungsverfahren beantrage, so Dellmann, müsse es durchgeführt werden. Und zwar von der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung (GI) von Brandenburg und Berlin. „Berlin sitzt also mit am Tisch“, betonte Dellmann.
In einer Stellungnahme für das Berliner Abgeordnetenhaus stellte das Verkehrsministerium am 5. März klar: „Im Rahmen des Raumordnungsverfahrens wird Berlin als betroffene Ge​bietskörperschaft beteiligt… Der Senat hat bereits angekündigt, die herausragende Bedeutung des Flughafens BBI zu würdigen. Das gilt selbstverständlich auch für das Land Brandenburg. An einer wirtschaftlichen Konkurrenzsituation zum BBI hat Brandenburg kein Interesse.“ 
Allerdings besteht die Möglichkeit – laut gemeinsamer Landesentwicklungsplanung und der Luftverkehrskonzeption Brandenburgs – Finow und Schönhagen „bedarfsgerecht“ und „nach​frageorientiert“ zu Regionalflughäfen zu entwickeln. Sollte der Antrag der Betreiber abschlä​gig beschieden werden, könnten diese versuchen, ihre Pläne vor den Verwaltungsgerichten durchzusetzen. 
An der Firma „Infratil“, die sich in Finow engagiert, ist das Billigflug-Unternehmen Ryanair beteiligt. Zurzeit ist Ryanair in Schönefeld stationiert. Mit dem Versuch, den Ausbau des Kleinflughafens Neuhardenberg für eigene Zwecke gerichtlich durchzusetzen, war das Unter​nehmen gescheitert. Die ICAT mutmaßt deshalb, dass nicht nur Ryanair, sondern vielleicht auch Easyjet nach Finow wechseln wollen. Dann stünde Schönefeld ohne Billigflieder da. Reinhard Wolk, Geschäftsführer des Finow-Betreibers, äußerte sich gestern optimistisch, dass der Ausbau des Kleinflughafens gelingt. Einen Zusammenhang mit der Berliner Debatte um Tempelhof sehe er aber nicht, so Wolk. Der SPD-Fraktionsgeschäftsführer Christian Gaebler rechnet hingegen fest damit, dass Finow ein Kleinflughafen bleibt. Auch die PDS-Verkehrs​expertin Jutta Matuschek glaubt, dass sich Berlin und Brandenburg „im Interesse des Groß​flughafens BBI nicht auseinanderdividieren lassen“. thm/za 
Zum Thema

Grafik 1: Das Langhammer-Konzept 

Grafik 2: Das Zukunftsmodell des Flughafens 

Fotostrecke: Flughafen Tempelhof 

Online Spezial: Die Berliner Flughäfen
Pankow: Verkehrskonzept erarbeiten

Auf Initiative der Linksfraktion beschlossen:

Das Bezirksamt wird ersucht, bis Dezember 2007 auf der Grundlage der beschlossenen „Ver​kehrspolitischen Grundsätze“ der BVV (IV-0207/01) ein „Verkehrskonzept des Bezirkes“ zu erarbeiten.
Auf Initiative der SPD-Fraktion ergänzt: Der Ausschuss für Öffentliche Ordnung, Verkehr und Verbraucherschutz ist in die Erarbeitung des Konzeptes von Anfang an einzubeziehen. Dies gilt insbesondere für die genaue Definition der Aufgabenstellung und des Vorgehens.

Lichtenberg: Tempo 30 in den Nachtstunden
In der Bezirksverordnetenversammlung Lichtenberg auf Initiative der Linkspartei.PDS und Bündnis 90/ Die Grünen beschlossen:
Das Bezirksamt wird ersucht bei der zuständigen Senatsverwaltung im Rahmen des bei der geplanten Einführung von „Tempo 30 in den Nachtstunden“ bekundeten Abstimmungsbedarfs darauf hinzuwirken, in folgenden Straßen schnellstmöglich Tempo 30 in verschiedenem Um​fang einzuführen:

1.
Tempo 30 von 22-6 Uhr:

-
Alfredstraße

-
Atzpodienstraße

-
Rosenfelder Straße zw. Einbecker Straße und Skandinavische Straße

2.
Tempo 30 ganztätig:

· Josef-Orlopp-Straße zwischen Möllendorffstraße und Vulkanstraße

· Lückstraße
3.
Ausweitung der bestehenden Tempo-30-Zonen der umliegenden Straßen:

-
Weitlingstraße
-
lrenenstraße
-
Rosenfelder Straße zwischen lrenenstraße und Einbecker Straße
-
Liebenwalder/Werneuchener Straße
-
Simon-Bolivar-/Zechliner Straße

Begründung:

Zu 1.:

Die betreffenden Straßenzüge sind stark befahrene Hauptverkehrsstraßen, in denen die Wohnbebauung nahe der Straße verläuft. Den Anwohnern sollte wenigstens in den Nacht​stunden ein wenig mehr Ruhe gegönnt werden. Eine Ausweitung der Tempo-30-Regelung auf die restliche Zeit wäre eventuell zu prüfen, da es sich hier um relativ kurze Straßenabschnitte ohne Lichtsignalanlagen handelt, bei denen eine Tempoverringerung kaum Einflüsse auf die Durchlässigkeit erwarten lässt.

Zu 2.:

In dem betreffenden Straßenabschnitt der Josef-Orlopp-Straße besteht bereits an Wochenta​gen tagsüber eine Ge​schwindigkeitsbeschränkung auf 30 km/h im Bereich der Grundschule. Da es sich hier ebenfalls um einen relativ kurzen Straßenabschnitt ohne Lichtsignalanlagen handelt sollte das Tempolimit auf die gesamte Länge und über den gesamten Tag ausgeweitet werden. Es werden Verkehrszeichen eingespart und eine Aufhebung des Tempolimits in den Abendstunden bis 22 Uhr bzw. am Wochenende tagsüber macht keinen Sinn. 

Zur Lückstraße gab es bereits in der vergangenen Wahlperiode einen Beschluss der BVV (DS/1732/V vom 24.05.2006), dort u.a. ganztätig Tempo 30 einzuführen. Dieser Beschluss ist noch nicht umgesetzt worden, so dass die Lückstraße hier noch einmal mit aufgenommen wurde.

Zu 3.:

In der Weitlingstraße besteht bereits für den gesamten Abschnitt von der Lückstraße bis zur lrenenstraße ein Tempolimit von 30 km/h. Im Interesse der Einsparung von Verkehrszeichen und der Vereinheitlichung des Wohngebietes sollte hier die Tempo-30-Zone auf die gesamte Weitlingstraße bis zur Einbecker Straße unter Einbeziehung der lrenenstraße und der Rosen​felder Straße bis zur Einbecker Straße ausgedehnt werden.

In der Liebenwalder Straße besteht ebenso wie in der Werneuchener Straße bereits ein Tem​polimit an Wochentagen tagsüber. Lediglich im kurzen Bereich hinter der Heiligenstadter Straße bis zur Landsberger Allee ist Tempo 50 erlaubt. Auch hier sollten durch Ausweitung der Tempo-30-Zone der umliegenden Straßen Verkehrszeichen eingespart und eine Verein​heitlichung des Wohngebietes erreicht werden.

Weiterhin sollte der Straßenzug Simon-Bolivar-/Zechliner Straße in diese Zone mit einbezo​gen werden. Auch hier gibt es bereits Abschnitte mit zeitweiser Geschwindigkeitsbeschrän​kung.

Alle hier genannten Straßezüge rechtfertigen auf Grund ihrer Beschaffenheit und baulichen Gestaltung die Einrichtung bzw. Ausweitung von Tempo-30-Zonen.

E-Mail: matuschek@linksfraktion-berlin.de  
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Fax: (030) 2325-2515, Tel.: (030) 2325-2591  S + U-Bahn Potsdamer Platz
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